
Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Beteiligung der
Öffentlichkeit an der Bauleitplanung ge-
mäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
zum Vorentwurf des Bebauungsplans 
Nr. 543 - Hessenstraße -

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 14.03.2005
die Beteiligung der Öffentlichkeit an o. g. Bauleitpla-
nung beschlossen (14-tägige Darlegung der Planung
ohne Bürgerversammlung).

     Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 543 - Hes-
senstraße - liegt deshalb in der Zeit vom 09.01.2019
bis 23.01.2019 einschließlich im Bereich 5-4 - Bau-
leitpläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz -, Tech-
nisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erd-
geschoss, Zimmer Nr. A 009, und in der Bezirksver-
waltungsstelle Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdge-
schoss, Zimmer Nr. B 005, während der nachstehend
genannten Öffnungszeiten öffentlich aus:

     Öffnungszeiten Bereich 5-4 - Bauleitpläne,
Wohnungswesen, Denkmalschutz -:

     Montag - Donnerstag:                 08:00 - 16:00 Uhr
     Freitag:                                        08:00 - 12:00 Uhr

     Öffnungszeiten Bezirksverwaltungsstelle Sterkrade:

     Montag - Mittwoch:                   08:00 - 16:00 Uhr
     Donnerstag:                                08:00 - 18:00 Uhr
     Freitag:                                        08:00 - 12:00 Uhr

     Innerhalb dieser Zeit besteht Gelegenheit, sich die all-
gemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren
voraussichtliche Auswirkungen erläutern zu lassen.

     Gleichzeitig wird den Bürgerinnen und Bürgern
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.

     Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634) in Verbindung mit den „Verfahrens-
grundsätze für die vorgezogene Beteiligung der
Bürger an der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen.

     Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Buschhausen
und umfasst die Flurstücke Nr. 148, Flur 10, und Nr.
184, Flur 9. Es wird wie folgt umgrenzt:

     Nördliche, östliche, südliche und westliche Seite der
Hessenstraße zwischen der Oldenburger Straße und
Bayernstraße.

     Die genaue Abgrenzung ergibt sich auch aus der
nachfolgenden Übersichtsskizze.
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     Hinweis

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem
Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke
betreten und Vermessungen, Boden- und Grundwas-
seruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 14.03.2005 gefasste Be-
schluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bau-
leitplanung sowie die Durchführung der frühzeitigen
Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zum
Bebauungsplan Nr. 543 - Hessenstraße - werden
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Be-
schlusses zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der
Bauleitplanung sowie die Durchführung der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB
zum Bebauungsplan Nr. 543 - Hessenstraße - stimmt
mit dem Ratsbeschluss vom 14.03.2005 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S.
739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 03.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 543:

Die Hessenstraße dient der Erschließung der angrenzen-
den Wohnbaugrundstücke. Diese sind mit zwei- bis drei-
geschossigen Wohnhäusern überwiegend in Form von
Mehrfamilienhäusern bebaut. Des Weiteren hat die Hes-
senstraße eine wichtige Verbindungsfunktion zu weiteren
von ihr abzweigenden Straßen, die ebenfalls Wohn-
gebiete erschließen.

Um die vorhandene städtebauliche Ordnung weiterhin zu
gewährleisten und zum Zwecke der rechtmäßigen Her-
stellung der Erschließungsanlage Hessenstraße im
Sinne des § 125 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), soll ein
Bebauungsplan aufgestellt und darin die Straßenbe-
grenzungslinien und die öffentliche Verkehrsfläche ge-
mäß dem Bestand festgesetzt werden.

Im Einzelnen werden mit dem Bebauungsplan Nr. 543
folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

- Planungsrechtliche Sicherung der Hessenstraße zur
Erschließung der angrenzenden Wohnbaugrundstücke.

- Festsetzung der Straßenbegrenzungslinien und öffent-
lichen Verkehrsflächen gemäß dem Bestand.

Da die gesetzlich definierten Voraussetzungen vorliegen,
soll ein beschleunigtes Bebauungsplanverfahren im Sin-
ne des § 13 a BauGB durchgeführt werden. Gemäß § 13
Abs. 3 BauGB wird dabei von der Umweltprüfung nach §
2 Abs. 4 BauGB, und im weiteren Verfahren von dem
Umweltbericht nach § 2 a BauGB sowie von der Angabe
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen verfügbar sind, abgesehen.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Satzung vom 22.11.2018 zur Änderung der
Hauptsatzung der Stadt Oberhausen vom
01.07.2015

Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 19.11.2018 die fol-
gende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der
Stadt Oberhausen vom 01.07.2015 beschlossen:

Artikel 1:

1. § 8 Abs. 2 erhält die folgende Fassung:
     (2)   Die Aufgaben, Zuständigkeiten und Befugnisse

der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeis-
ters ergeben sich aus den gesetzlichen Vor-
schriften, aus dieser Hauptsatzung und aus der
vom Rat zu beschließenden Zuständigkeitsord-
nung. Als Geschäfte der laufenden Verwaltung
gelten Angelegenheiten bis zu einem Wert von
200.000,00 EUR, soweit nicht der Rat insbeson-
dere in der von ihm zu beschließenden Zustän-
digkeitsordnung oder in den Bezirksvertretungs-
richtlinien sich, einer Bezirksvertretung oder ei-
nem Ausschuss für einen bestimmten Kreis von
Geschäften oder für einen Einzelfall die Ent-
scheidung vorbehält. Sofern und soweit der be-
treffenden Angelegenheit eine steuerbare Leis-
tung zugrunde liegt, versteht sich der Betrag von
200.000,00 EUR als Netto-Betrag zzgl. der je-
weils zu entrichtenden Steuer.

2. § 11 Abs. 2 erhält die folgende Fassung:
     (2)   Leitende Dienstkräfte im Sinne der GO NRW sind

die Beigeordneten, die Dezernentinnen und De-
zernenten, die Gleichstellungsbeauftragte, die Be-
triebsleiterinnen/Betriebsleiter und deren Stellver-
treterinnen/Stellvertreter, die Führungskräfte und
deren Stellvertreterinnen/Stellvertreter sowie die
Fachbereichsleiterinnen/Fachbereichsleiter.

3. § 14 Abs. 2 erhält die folgende Fassung:
     (2)   Anregungen und Beschwerden, die bis dreißig

Tage vor der Sitzung des Hauptausschusses ein-
gehen, werden in der nächsten Sitzung, im
Übrigen in der übernächsten Sitzung behandelt.

4. § 16 Abs. 4 erhält die folgende Fassung:
     (4)   Die Zuständigkeiten der Betriebsausschüsse

und der Betriebsleitungen der Eigenbetriebe und
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen für die
beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entschei-
dungen ergeben sich aus den entsprechenden
Betriebssatzungen.
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